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Der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst 

(EGÖD) organisiert mehr als 8 Millionen Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst aus 49 europäischen Ländern und vertritt deren Interessen. 

Der EGÖD engagiert sich über seine Mitgliedschaft im Europäischen 

Gewerkschaftsbund und in seiner Eigenschaft als europäische Regio-

nalorganisation der Internationale der Öffentlichen Dienste (PSI) auf 

europäischer und globaler Ebene ebenfalls für höhere Löhne und bes-

sere Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst. 

Die Geschlechtergleichstellung war immer ein wichtiger Punkt auf der 

Agenda des EGÖD sowie auf den regelmäßigen Sitzungen des Aus-

schusses für Frauen- und Gleichstellungsfragen. Der EGÖD ist deshalb 

in besonderer Weise dazu befähigt, einen Beitrag zur 63. Sitzung der 

UN-Kommission für die Rechtsstellung der Frau (CSW) zu leisten.
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WICHTIGE AUSSAGEN
Die Qualität der Beschäftigung im öffentlichen Dienst sowie die Qualität, Zugänglich-
keit und Bezahlbarkeit der bereitgestellten öffentlichen Dienste bedingen sich im ho-
hen Maße gegenseitig – Defizite im erstgenannten Bereich haben negative Folgen für 
die davon abhängigen Forderungen. Sinnvolle Investitionen in öffentliche Dienste sind 
aus Sicht der Geschlechtergleichstellung zwingend erforderlich und bringen zweierlei 
Vorteile: 

1) Frauen stellen die Mehrheit der Beschäftigten in zahlreichen Sektoren des öf-
fentlichen Dienstes. Eine angemessene Wertschätzung der in diesen Bereichen 
geleisteten Arbeit und der dort tätigen Arbeitskräfte (in Form angemessener 
Löhne und Arbeitsbedingungen und einer entsprechenden gewerkschaftlichen 
Vertretung) ist deshalb eine Grundvoraussetzung für menschenwürdige Arbeit 
und die Verbesserung des Wohlergehens der Frauen (und Männer), die im öffent-
lichen Dienst beschäftigt sind.

2) Dies hat ebenfalls positive Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten 
Dienstleistungen (Pflege, Betreuung usw.) und damit auch auf das Leben der 
Nutzer/innen öffentlicher Dienste und auch derjenigen Frauen, die diese 
Leistungen in vorderster Reihe erbringen.

3) Um das zu erreichen, gehört die Stärkung öffentlicher Dienste entsprechend 
den vom öffentlichen Dienst hochgehaltenen Werten wie Solidarität, gleich-
berechtigter Zugang und demokratische Kontrolle zu unseren unverzicht-
baren Forderungen. Nur öffentliche Investitionen, die durch eine progressive 
Besteuerung und nicht durch marktorientierte Alternativen (wie öffentlich-priva-
te Partnerschaften) finanziert werden, können zu einer Umverteilung beitragen, 
die Frauen nützt, öffentliche Güter und Dienstleistungen bereitstellt sowie ange-
messene Löhne und Arbeitsbedingungen für die in diesem Sektor beschäftigten 
Frauen sicherstellt. 



6

Öffentliche Dienste als Wegbereiter der Geschlechtergleichstellung

Die Bereitstellung zugänglicher, bezahlbarer und qualitativ hochwertiger Dienstleistun-
gen ist ein Schlüssel für die Verbesserung der Geschlechtergleichstellung. Betreuungs-, 
Pflege- und Sozialdienstleistungen leisten einen Beitrag zur Verteilung unbezahlter Ar-
beit  und fördern eine höhere und gesichertere Teilnahme von Frauen am Wirtschafts-
leben, wie dies dem jüngsten Bericht der Internationalen Arbeitsorganisation über Pfle-
getätigkeiten und Pflegeberufe zu entnehmen ist.1.  Die Rolle öffentlicher Dienste geht 
jedoch noch darüber hinaus. Es sind z. B. die öffentliche hochwertige Gesundheitsver-
sorgung, die Bereitstellung von sauberem Trinkwasser oder eine gut funktionierende 
öffentliche Verwaltung und nicht marktorientierte Alternativen, die einen Beitrag zu 
den multidimensionalen Aspekten des Wohlergehens von Frauen und zur Bekämpfung 
frauenspezifischer Armut leisten, indem sie den marginalisierten Teilen unserer Gesell-
schaft zugute kommen. Der universelle Zugang und die universelle Bereitstellung öf-
fentlicher Dienste sind in dieser Hinsicht ein wichtiger Aspekt. In der letzten Europäi-
schen Erhebung zur Lebensqualität (EQLS) von Eurofound hat eine signifikante Menge 
der Befragten über Hindernisse schon bei der Inanspruchnahme einer primären Ge-
sundheitsversorgung berichtet, wobei besonders Haushalte mit geringem Einkommen 
über Probleme aufgrund von Entfernung, Wartezeiten und Bezahlbarkeit berichteten2. 

Mehrere Gleichstellungsindices oder geschlechtsspezifische Wohlfahrtsindices haben 
ebenfalls die unverzichtbare Rolle öffentlicher Dienste für die Umsetzung des Ziels der  
Gleichstellung der Geschlechter erkannt: Der EIGE-Gleichstellungsindex zum Beispiel 
sieht geschlechtsspezifische „medizinische Versorgungslücken“ als einen Indikator an 
(und betont die Notwendigkeit einer zugänglichen und bezahlbaren qualitativ hoch-
wertigen Gesundheitsversorgung), während der Better Life Index der OECD auch Was-
serqualität, Umweltverschmutzung und Sicherheit als Indikatoren heranzieht (und da-
mit auf die Bedeutung von Dienstleistungen in dieser Hinsicht hinweist), wobei eine 
weitere Differenzierung  nach Geschlecht erfolgt.  

 „Es ist für adäquate Investitionen zu sorgen, um Bemühungen zu verstärken, damit 
u.a. durch die Zuteilung von Ressourcen qualitativ hochwertige, zugängliche und be-
zahlbare öffentliche Dienste bereitgestellt werden können, darunter Bildung, Gesund-
heitsversorgung und andere soziale Dienste, in denen die Geschlechtergleichstellung 
als Grundprinzip verankert ist” (Schlussfolgerungen der 53. CSW-Sitzung 2009)

https://eige.europa.eu/gender-equality-index
http://www.unwomen.org/-/media/headquarters/attachments/sections/csw/53/csw53_e_final.pdf?la=en&vs=915
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Öffentliche Dienste als angemessene Arbeitsplätze für Frauen

Frauen stellen den größten Teil der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und in den 
Dienstleistungen der Daseinsvorsorge. Die Arbeit in frauendominierten Sektoren und 
Berufen wird oft nicht entsprechend wertgeschätzt. Dies manifestiert sich in niedrige-
ren Löhnen3 (und in der Folge schlechterer Bezahlung im Vergleich zu Männern sowie 
Nachteilen bei der Altersversorgung), schlechteren und weniger sicheren Beschäfti-
gungsbedingungen (mit daraus folgenden Unterschieden beim Zugang zu Sozialschutz 
und zu Möglichkeiten der Fortbildung und der beruflichen Entwicklung), in einer frag-
mentierten Vertretung und in einer kaum gehörten Stimme. Aufgrund ihres hohen Be-
schäftigungsanteils im öffentlichen Dienst und in den Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge wurden Frauen auch zuerst und am härtesten von den Austeritätsmaßnahmen 
in mehreren europäischen Ländern in Form von Lohnkürzungen, Lohnstopps oder 
Entlassungen getroffen, deren Auswirkungen (auch im Hinblick auf geschlechtsspezi-
fische Unterschiede bei der Erwerbsquote und Lohnunterschiede) auch Jahre nach der 
Finanzkrise noch zu spüren sind4.   

Die Verbesserung der Beschäftigungsqualität im öffentlichen und in den Dienstleis-
tungen der Daseinsvorsorge Dienst sorgt dafür, dass die Arbeit der  Frauen in diesem 
Sektor in angemessener Weise gewürdigt wird und einen Beitrag zur wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit der Beschäftigten leistet.  Dies muss eine Garantie gleicher Entlohnung 
für gleichwertige Arbeit nach sich ziehen und sich ebenfalls manifestieren in der Be-
kämpfung prekärer Arbeitsverhältnisse von (weiblichen) Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, der angemessenen Wertschätzung der Kompetenzen und der Arbeit von Frau-
en und der Garantie des Rechts auf gewerkschaftliche Vertretung und Kolektivvver-
handlungen. 

„(...) Frauen bilden die Mehrheit der Beschäftigten in den Gesundheits- und Sozial-
diensten und leisten durch ihre Arbeit in diesen Sektoren wichtige Beiträge zur nach-
haltigen Entwicklung. Investitionen in diese Sektoren könnten zu einer stärkeren 
wirtschaftlichen Autonomie von Frauen führen und unbezahlte und informelle Pflege- 
und Betreuungsrollen zu einer angemessenen Arbeit durch Verbesserung der Arbeits-
bedingungen und Löhne transformieren und Chancen für die wirtschaftliche Selbst-
bestimmung durch Erweiterung von Kompetenzen und berufliche Weiterentwicklung 
eröffnen. (Schlussfolgerungen der 61 CSW-Sitzung 2017)

http://www.unwomen.org/-/media/headquarters/attachments/sections/csw/61/csw-conclusions-61-web.pdf?la=en&vs=5452
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Öffentliche Dienste = öffentliche Investitionen

Die Stärkung öffentlicher Dienste wird jedoch nur dann zu mehr Gleichheit für die Nut-
zer/-innen und die Beschäftigten führen, wenn es die Verpflichtung  gibt, dies durch 
Bereitstellung von Mitteln, bestimmte Arten der Finanzierung, Gestaltung und Über-
wachung öffentlicher Dienste zu bewirken. 

· Die ausgleichende Wirkung öffentlicher Dienste sollte durch die Art und Weise der 
Finanzierung dieser Dienste gestärkt (und nicht aufgehoben) werden: durch ge-
rechte und progressive Steuersysteme, die Steuern auf Gewinne und verursachte 
Umweltschäden erheben und die den Kampf gegen Korruption und Steuerver-
meidung beinhalten sollten und damit den vorhandenen fiskalischen Spielraum 
erhöhen, um qualitativ hochwertige, bezahlbare und zugängliche öffentliche 
Dienste zu finanzieren.

· Umfassende Studien zeigen, dass die durch öffentliche Akteure erbrachten 
Dienstleistungen zu besseren gesellschaftlichen Ergebnissen führen, als dies bei 
privaten Unternehmen der Fall ist, und dass die Auslagerung oder Privatisierung 
öffentlicher Dienste auch nicht zwingend zu mehr Effizienz führt.5 Der Bericht des 
Europäischen Rechnungshofs von 2018 über öffentlich-private Partnerschaften in 
der EU bemängelt Defizite bei der Effizienz sowie Kostensteigerungen und spricht 
die Empfehlung aus, dass ÖPPs nicht empfohlen werden sollten, wenn nicht eine 
Reihe vom Problemen in adäquater Weise gelöst wird6. 

Der UN-Sonderberichterstatter zu extremer Armut und Menschenrechten hat in sei-
nem aktuellen Bericht auf die schädlichen Auswirkungen hingewiesen, die die Priva-
tisierung essentieller Güter und Dienstleistungen auf die Menschenrechte hat, und 
ebenfalls Akteure kritisiert, die dies umfassend gefördert haben, ohne dabei die In-
teressen der armen und marginalisierten Teile der Bevölkerung zu berücksichtigen7. 

· Die Evaluierung der Investitionen in Dienstleistungen sollte eine Vielzahl von In-
dikatoren berücksichtigen und sich nicht allein auf kurzfristige Kosteneffizienz 
beschränken, denn diese wirkt sich negativ auf die Qualität und Zugänglichkeit 
öffentlicher Dienste sowie die Löhne und Arbeitsbedingungen der dort Beschäf-
tigten aus. Die Menschen und die Werte, für die der öffentliche Dienst steht und 
zu denen auch die Geschlechtergleichstellung gehört, können nicht mit einem 
Preis versehen werden, und sie sind keine Ware. 
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Empfehlungen

Wir empfehlen, dass die vereinbarten Schlussfolgerungen der 63. CSW-Sitzung folgen-
de Punkte anerkennen:

· Die wichtige Rolle öffentlicher Investitionen in öffentliche Dienste im Interesse 
einer besseren Geschlechtergleichstellung und der Zusammenhang zwischen Be-
schäftigungsqualität und Dienstleistungsqualität

· Die schädlichen Auswirkungen der bisherigen  Austeritätsmaßnahmen auf die 
Geschlechtergleichstellung, die sich durch eine Verschlechterung der Qualität öf-
fentlicher Dienste und der Beschäftigung im öffentlichen Dienst bemerkbar ma-
chen 

· Die Notwendigkeit von Maßnahmen gegen Niedriglöhne und schlechte Arbeits-
bedingungen in den Bereichen öffentlicher Dienste, in denen vorwiegend Frauen 
beschäftigt sind, und die damit verbundenen Auswirkungen auf die Lohn- und 
Altersversorgungsunterschiede von Männern und Frauen; und

· Die Rolle, die Kollektivverhandlungen und der Sozialdialog in all diesen Bereichen 
übernehmen können. 

Frauenrechte sind Arbeitnehmerrechte 
Prager Erklärung, 2018

https://www.epsu.org/article/epsu-adopts-prague-statement-breakingwiththepast
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Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den 
öffentlichen Dienst und das größte Mitglied des EGB. Er vertritt 
8 Millionen Beschäftigte im öffentlichen Dienst in mehr als 260 
Gewerkschaften. Wir organisieren ArbeitnehmerInnen in der Energie- 
und Wasserversorgung, in der Abfallwirtschaft, im Gesundheits- 
und Sozialwesen, in den Kommunalverwaltungen und in der 
staatlichen Verwaltung in allen europäischen Ländern einschließlich 
der östlichen Nachbarländer der EU. Der EGÖD ist die anerkannte 
Regionalorganisation der Internationale der Öffentlichen Dienste 
(IÖD). Weitere Informationen über den EGÖD und seine Arbeit unter: 
www.epsu.org

http://www.epsu.org
http://www.epsu.org

